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G r o ß e  A n f r a g e

Wir fragen die Landesregierung:

A. Reformprozesse

1. Welche Fortschritte bei der „Reform von innen“ konnten im Bereich der
Industrie- und Handelskammern in Baden-Württemberg erreicht werden?
Welche Bedeutung haben insoweit – in Anlehnung an die Beschlüsse der Wirt-
schaftsministerkonferenz vom März 2001, Juni 1999 und November 1996 –
a) eine verstärkte Dienstleistungsorientierung,
b) neue Formen der Aufgabenerfüllung, insbesondere auch in kooperativer Art,

wie zum Beispiel durch Kompetenzzentren,
c) eine Verbesserung der Aufgabenerledigung durch Qualitätsstandards und

Benchmarking,
d) Weiterbildungs- und Personalentwicklungsmaßnahmen,
e) eine leistungsgerechtere Beitragsgestaltung – unter Berücksichtigung daten-

schutzrechtlicher Bedenken, die gegen die Beitragserhebung mittels Umlage
sprechen – insbesondere auch über Gewinn unabhängige Großbetriebs-
staffeln, die zu einer Senkung der finanziellen Belastung der Mitglieder
führt und an der Vielfältigkeit der Wirtschaft ausgerichtet ist,

f) Einführung von Steuerung und Controlling zur Verringerung der Personal-
kosten der Industrie- und Handelskammern,

g) eine verstärkte Transparenz durch Schaffung größerer Öffentlichkeit und
noch stärkere Einbindung der Mitglieder,

h) eine genaue Abbildung der Wirtschaftsstruktur des Kammerbezirks in den
Gremien der Industrie- und Handelskammern? Wie kann dies im Wahl-
verfahren als auch in den Gremien sichergestellt werden?

Große Anfrage
der Fraktion FDP/DVP

und

Antwort
der Landesregierung

Situation der Industrie- und Handelskammern
und der Handwerkskammern



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 13 / 1664

2

2. Welche Erfahrungen wurden mit der Einführung eines kaufmännischen
Rechnungswesens in den Industrie- und Handelskammern gesammelt? Welche
baden-württembergischen Industrie- und Handelskammern wenden bereits ein
kaufmännisches Rechnungswesen an? Welche noch nicht und aus welchen
Gründen? Sind ähnliche Bestrebungen bei den Handwerkskammern zu er-
kennen?

3. Welche weiteren Effizienzpotenziale sieht die Landesregierung im Rahmen
einer kritischen Aufgabenüberprüfung für die Industrie- und Handelskammern
und Handwerkskammern, insbesondere unter dem Aspekt des Abbaus von
Doppelzuständigkeiten?

4. Wie bewertet die Landesregierung die Tätigkeit des baden-württembergischen
Industrie- und Handelskammertages und seine Funktion als Selbstverwaltungs-
organ der Wirtschaft unter Zugrundelegung der „Reform von innen“?

5. Wo stehen die Industrie- und Handelskammern Baden-Württembergs bei der
„Reform von innen“ im bundesdeutschen Ländervergleich?

6. a) Sieht die Landesregierung auf Grund der zunehmenden Zahl von wirtschaft-
lichen Beteiligungen und wirtschaftlichen Tätigkeiten der Industrie- und
Handelskammern, als auch der Handwerkskammern, wettbewerbsrechtliche
Probleme? Welche Beteiligungen und Tätigkeiten sind dies in Baden-Würt-
temberg im Einzelnen? Wie werden seitens der Landesregierung die durch
derartige Beteiligungen entstehenden Konkurrenzsituationen zu Mitglieds-
unternehmen bewertet?

b) Ist eine Beschränkung der Kammertätigkeit auf rein hoheitliche Aufgaben –
entgegen der momentanen Gesetzeslage – denkbar und realistisch? Welche
Aufgaben könnten eingeschränkt oder gestrichen werden? Ist eine Redu-
zierung der Pflichtbeiträge auf das zur Erfüllung der reinen Pflichtaufgaben
erforderliche Maß möglich?

c) Wie bewertet die Landesregierung unter diesen Gesichtspunkten die Bil-
dungszentren des Handwerks?

7. Hält die Landesregierung Maßnahmen zur Neuordnung, bzw. zur Reduzierung,
der Kammerbezirke in Baden-Württemberg – im Bereich der Industrie- und
Handelskammern als auch der Handwerkskammern – auf Grund der ver-
gleichsweise hohen Kammerdichte für notwendig?

8. Eignen sich diese Maßnahmen nach Ansicht der Landesregierung, um eine
Neupositionierung der Kammern als „Serviceunternehmen“ zu erreichen und
um damit die Akzeptanz bei den Mitgliedsunternehmen zu stärken?

B. Kammern im internationalen Vergleich

1. Wie ist das Kammerwesen, bzw. das System der Interessenvertretung von
Unternehmen, in
a) den Mitgliedstaaten der Europäischen Union,
b) der Schweiz und in
c) Nordamerika organisiert?

C. Alternativen zum bestehenden Kammersystem

1. Wie bewertet die Landesregierung die Notwendigkeit und Sinnhaftigkeit von
Mehrfachmitgliedschaften, insbesondere in den Bereichen Industrie- und
Handelskammern und Handwerkskammern? In welchen Bereichen sieht die
Landesregierung Konzentrations- und Fusionsmöglichkeiten?

2. Wie bewertet die Landesregierung die Einrichtung einer „einheitlichen Wirt-
schaftskammer“, d. h. eine Zusammenlegung von Industrie- und Handels-
kammern und Handwerkskammern? Welche weiteren Alternativen zur Reorga-
nisation des Kammerwesens wären denkbar?
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3. Welche notwendig hoheitlichen Aufgaben sollten die Kammern bzw. eine ein-
heitliche Wirtschaftskammer weiterhin wahrnehmen? Welche Auswirkungen
hätte eine Rückübertragung hoheitlicher Aufgaben auf den Staat? Wäre eine
derartige Rückübertragung zwingend oder könnten alternative Regelungen
getroffen werden? Welche Auswirkungen sind im Bereich der gesetzlichen
Aufgaben der beruflichen Aus- und Weiterbildung (duales System) zu erwarten
und wie kann der bestehende Bildungsauftrag auch zukünftig erfüllt werden?

4. Welche Ansatzpunkte sieht die Landesregierung für eine Straffung der Orga-
nisationsstruktur im Handwerkskammerwesen?

08. 01. 2003

Hofer, Pfister und Fraktion

B e g r ü n d u n g

Das System der Industrie- und Handelskammern einerseits und der Handwerks-
kammern andererseits muss einer Prüfung unterzogen werden. Doppelte Mitglied-
schaften bei den Kammern, eine zunehmend Wirtschaftstätigkeit der Kammern
und eine insbesondere in Baden-Württemberg festzustellende starke Kammer-
dichte geben Anlass zu Reformen.
Auch die Beitragserhebung für die Kammern ist immer wieder Gegenstand von
Kritik. Darüber hinaus machen neue Berufe bzw. neue Berufsfelder eine Zuord-
nung zu den klassischen Kammerorganisationen immer schwieriger.
In den Mitgliedstaaten der Europäischen Union und auch im internationalen Ver-
gleich sind Organisationsformen der Interessenvertretung festzustellen, die nicht
zwingend besser als das deutsche System der Interessenvertretung sind, aber für
einen Vergleich zur Entwicklung eines Reformkonzeptes dennoch herangezogen
werden müssen. Im Zuge der Harmonisierung von Rechtsvorschriften in Europa
und auch im Interesse der baden-württembergischen Unternehmen, die europäisch
und international tätig sind, wäre eine möglichst einheitliche und damit unsere
Unternehmen gegenüber ausländischen Wettbewerbern nicht benachteiligende
Organisation der Interessenvertretung in Europa wünschenswert.
Die Pflichtmitgliedschaft ist trotz der jüngst verfassungsrechtlich geklärten
grundsätzlichen Zulässigkeit häufig Anlass für Kritik am deutschen Kammer-
wesen. Auch Mitglieder der Kammern üben versteckt oder offen Kritik an der
Effizienz der Kammerorganisation, da ihr der Charakter eines „Serviceunter-
nehmens“ fehle. Durch die eingeleitete „Reform von innen“ sind die Kammern
auf dem richtigen Weg. Eine organisierte Vertretung der Unternehmen – mög-
licherweise auch auf Basis einer freiwilligen Mitgliedschaft – als unterstützendes
Element einer demokratischen Wirtschaftsverfassung ist auch in Zukunft
unverzichtbar.
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A n t w o r t

Mit Schreiben vom 28. April 2003 Nr. 3-4221.0/376 beantwortet das Wirtschafts-
ministerium namens der Landesregierung die Große Anfrage wie folgt.

A. Reformprozesse

1. Welche Fortschritte bei der „Reform von innen“ konnten im Bereich der
Industrie- und Handelskammern in Baden-Württemberg erreicht werden?

Die in den Fragen 1 a) bis h) enthaltenen Themen hat die Bundesregierung in
ihrem Bericht  Drs. 14/9175 vom 29. Mai 2002, der auf Grund einer auf Initiative
der Fraktionen der CDU/CSU, F.D.P. und SPD anlässlich der Verabschiedung des
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des Rechts der
Industrie- und Handelskammern vom 23. Juli 1998 verabschiedeten Ent-
schließung des Deutschen Bundestages vorgelegt wurde, eingehend dargestellt.
Hierauf wird Bezug genommen. Der Bericht ist dieser Antwort als Anlage bei-
gefügt. Er ist aus baden-württembergischer Sicht lediglich an einzelnen Punkten
zu ergänzen.

Welche Bedeutung haben insoweit – in Anlehnung an die Beschlüsse der Wirt-
schaftsministerkonferenz vom März 2001, Juni 1999 und November 1996 –

a) eine verstärkte Dienstleistungsorientierung?

Vgl. hierzu Ziffer 4 a) und 4 c) des Berichts der Bundesregierung!
Von baden-württembergischen Industrie- und Handelskammern (IHKs) werden
außerdem folgende Dienstleistungsangebote, die sich an den Kundenanforde-
rungen orientieren, beispielhaft genannt:
– Existenzgründerinformationen/-seminare
– Standortinformationen z. B. über

•  Gewerbeflächen/-Immobilien
•  Technologie- und Gründerzentren
•  Hebesätze

– Kampagne für Haushaltsdienstleistungen
– IHK Online-Akademie
– Recyclingbörsen
– Technologiebörsen
– Unternehmensnachfolgebörsen Change/Chance usw.

b) neue Formen der Aufgabenerfüllung, insbesondere auch in kooperativer Art,
wie zum Beispiel durch Kompetenzzentren?

c) eine Verbesserung der Aufgabenerledigung durch Qualitätsstandards und
Benchmarking?

d) Weiterbildungs- und Personalentwicklungsmaßnahmen?

Vgl. hierzu Ziffer 4 d) des Berichts der Bundesregierung!

e) eine leistungsgerechtere Beitragsgestaltung – unter Berücksichtigung daten-
schutzrechtlicher Bedenken, die gegen die Beitragserhebung mittels Umlage
sprechen – insbesondere auch über Gewinn unabhängige Großbetriebsstaffeln,
die zu einer Senkung der finanziellen Belastung der Mitglieder führt und an der
Vielfältigkeit der Wirtschaft ausgerichtet ist?

Vgl. hierzu Ziffer 3 a) des Berichts der Bundesregierung!
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Zusätzlich ist anzumerken: § 3 Abs. 3 Satz 2 IHK-Gesetz gibt den IHKs einen
festen Rahmen vor, innerhalb dessen sich die Beitragsgestaltung der einzelnen
IHKs halten muss. Die Ausgestaltung der Beitragsstaffelung ist grundsätzlich
Angelegenheit der Selbstverwaltung der IHKs und wird von diesen auch unter
dem Gesichtspunkt der Leistungsgerechtigkeit beschlossen.
Die datenschutzrechtliche Grundlage findet sich in § 9 Abs. 1 IHKG. Demnach
dürfen Firmendaten zur Beitragserhebung verwendet werden.
Die Einführung von Großbetriebsstaffeln (auch „Jumbo-Beitrag“ genannt) für
ertragsschwache Großunternehmen ist grundsätzlich Angelegenheit der Selbst-
verwaltung. Sie ist gesetzlich nicht vorgeschrieben.

f) Einführung von Steuerung und Controlling zur Verringerung der Personal-
kosten der Industrie- und Handelskammern?

Vgl. hierzu Ziffer 4 d) des Berichts der Bundesregierung!
Steuerung und Controlling sind bereits jetzt schon bei den meisten baden-würt-
tembergischen IHKs praktizierte Führungsinstrumente. Im Rahmen der Ein-
führung der doppelten Buchführung bzw. der damit verbundenen Kosten- und
Leistungsrechnung (KLR) sollen die daraus resultierenden Daten verstärkt als
Steuerungs- und Controllinginstrument eingesetzt werden.

g) eine verstärkte Transparenz durch Schaffung größerer Öffentlichkeit und noch
stärkere Einbindung der Mitglieder?

Vgl. hierzu Ziffer 4 e) des Berichts der Bundesregierung!

h) eine genaue Abbildung der Wirtschaftsstruktur des Kammerbezirks in den Gre-
mien der Industrie- und Handelskammern? Wie kann dies im Wahlverfahren
als auch in den Gremien sichergestellt werden?

Die Abbildung der Wirtschaftsstruktur des Kammerbezirks richtet sich nach § 5
Abs. 3 IHKG. Demnach muss die Wahlordnung für die Mitgliedschaft in der
Vollversammlung Bestimmungen enthalten über die Aufteilung der Kammer-
zugehörigen in besondere Wahlgruppen und dabei die wirtschaftlichen Besonder-
heiten des Kammerbezirks sowie die gesamtwirtschaftliche Bedeutung der
Gewerbegruppen berücksichtigen. Die Sitzanteile der einzelnen Gewerbegruppen
werden vor jeder Wahl durch die IHKs überprüft. Die Wahlordnungen sind gem.
§ 11 Abs. 2 IHKG durch das Wirtschaftsministerium i. R. der Rechtsaufsicht stets
zu überprüfen und zu genehmigen.

2. Welche Erfahrungen wurden mit der Einführung eines kaufmännischen Rech-
nungswesens in den Industrie- und Handelskammern gesammelt? Welche
baden-württembergischen Industrie- und Handelskammern wenden bereits ein
kaufmännisches Rechnungswesen an? Welche noch nicht und aus welchen
Gründen? Sind ähnliche Bestrebungen bei den Handwerkskammern zu
erkennen?

Das Pilotprojekt „Einführung der doppelten Buchführung bei den Industrie- und
Handelskammern“ begann am 1. Januar 2003. Erfahrungen liegen demnach noch
nicht vor.
Von den bundesweit neun Pilot-IHKs nehmen in Baden-Württemberg folgende
Kammern an dem Projekt teil:
IHK Ostwürttemberg, IHK Region Stuttgart, IHK Reutlingen, IHK Rhein-
Neckar, IHK Ulm.
Nichtteilnehmer am Projekt „Doppik“ sind die übrigen 7 Industrie- und Handels-
kammern in Baden-Württemberg.
Die Handwerkskammer Karlsruhe hat im Herbst 2002 einen Grundsatzbeschluss
gefasst, die doppelte Buchführung pilothaft einzuführen.
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3. Welche weiteren Effizienzpotenziale sieht die Landesregierung im Rahmen
einer kritischen Aufgabenüberprüfung für die Industrie- und Handelskammern
und Handwerkskammern, insbesondere unter dem Aspekt des Abbaus von
Doppelzuständigkeiten?

Die Landesregierung und auch die Kammern halten eine kritische Aufgabenüber-
prüfung für eine permanente Aufgabe der Kammern.
Für die Handwerkskammern erfolgt diese insbesondere im jährlichen Turnus mit
der Haushaltsplanung. Der hohe Anteil Gebühren rechnender Bereiche innerhalb
der Haushalte sichert die ständige Überprüfung der Wirtschaftlichkeit der
Leistungserbringung. Bei dieser Überprüfung spielt der Quervergleich zu den
entsprechenden Einrichtungen der anderen Handwerkskammern eine wesentliche
Rolle. Hierdurch können Handlungsbedürfnisse aufgedeckt werden. Gleichzeitig
kann aber auch die Chance erkannt werden, Effizienzsteigerungen durch die
kammerüberschreitende Kooperation zu diskutieren und ggf. herbeizuführen.
Im Dienstleistungsbereich sind zwischen Handwerkskammern und Industrie- und
Handelskammern relativ wenig Arbeitsfelder gegeben, bei denen es zu Doppel-
zuständigkeiten kommt. Bei eher branchenübergreifenden Aufgabenstellungen
kommt es zunehmend zu projektbezogenen Kooperationen zwischen Handwerks-
kammern und Industrie- und Handelskammern (gemeinsame Schulungsmaß-
nahmen und Informationsveranstaltungen).
Im Bereich der Existenzgründungsförderung bieten Handwerkskammern und
Industrie- und Handelskammern gemeinsam Informationsveranstaltungen, Semi-
nare und Workshops an. So haben z. B. die Industrie- und Handelskammer Re-
gion Stuttgart und die Handwerkskammer Stuttgart, die Industrie- und Handels-
kammer Rhein-Neckar und die Handwerkskammer Mannheim sowie die Indus-
trie- und Handelskammer Ulm und die Handwerkskammer Ulm, z. T. mit anderen
Partnern, je ein „Starter-Center“ als „One-Stop-Agency“ für Existenzgründer und
Betriebsübernehmer eingerichtet. Ein weiteres Kooperationsprojekt ist das
„Krisencoaching“, das die Industrie- und Handelskammer Heilbronn und die
Handwerkskammer Heilbronn gemeinsam anbieten.

4. Wie bewertet die Landesregierung die Tätigkeit des baden-württembergischen
Industrie- und Handelskammertages und seine Funktion als Selbstverwaltungs-
organ der Wirtschaft unter Zugrundelegung der „Reform von innen“?

Der Baden-Württembergische Industrie- und Handelskammertag (BWIHK) ist ein
freiwilliger Zusammenschluss der zwölf Industrie- und Handelskammern in
Baden-Württemberg in Form eines Vereins. In seiner Funktion ist er daher nicht
Selbstverwaltungsorgan der Wirtschaft.
Der BWIHK sichert und fördert die Zusammenarbeit von 12 baden-württember-
gischen IHKs in allen die Wirtschaft betreffenden Fragen. Über den BWIHK
bringen die IHKs den Sachverstand der Wirtschaft in politische Entscheidungs-
prozesse ein. Der BWIHK ist zentraler Ansprechpartner und Berater für die
Landespolitik und die öffentliche Verwaltung in wirtschaftspolitischen Belangen.
Er vertritt das Gesamtinteresse der gewerblichen Wirtschaft gegenüber der
Landesregierung.

5. Wo stehen die Industrie- und Handelskammern Baden-Württembergs bei der
„Reform von innen“ im bundesdeutschen Ländervergleich?

Bei der bundesweiten Einführung eines kaufmännischen Rechnungswesens sind
die baden-württembergischen IHKs mit 5 von insgesamt 9 Pilot-IHKs über-
durchschnittlich repräsentiert. Auf Grund der jeweils unterschiedlichen
Ausgangssituation der einzelnen IHKs (regionale Struktur, Flächen- bzw.
Stadtkammern), der Wirtschaftskraft und der Zahl der Mitgliedsunternehmen ist
ein Vergleich schon innerhalb eines Bundeslandes schwierig. Dies gilt um so
mehr bei einem Vergleich mit anderen Bundesländern. Die Landesregierung ist
der Auffassung, dass unabhängig davon die baden-württembergischen IHKs bei
der Umsetzung der unter A 1. angesprochenen Reformmaßnahmen auf einem
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guten Wege sind. So ist die Friedenswahl bei allen IHKs in Baden-Württemberg
abgeschafft, daneben sind bei nahezu allen Industrie- und Handelskammern die
Vollversammlungen für die Mitglieder öffentlich.

6. a) Sieht die Landesregierung auf Grund der zunehmenden Zahl von wirtschaft-
lichen Beteiligungen und wirtschaftlichen Tätigkeiten der Industrie- und
Handelskammern, als auch der Handwerkskammern, wettbewerbsrechtliche
Probleme? Welche Beteiligungen und Tätigkeiten sind dies in Baden-Würt-
temberg im Einzelnen? Wie werden seitens der Landesregierung die durch
derartige Beteiligungen entstehenden Konkurrenzsituationen zu Mitglieds-
unternehmen bewertet?

Die IHKs sind gem. § 1 Abs. 2 IHKG berechtigt, Anlagen und Einrichtungen, die
der Förderung der Wirtschaft oder einzelner Gewerbezweige dienen, zu be-
gründen und zu unterhalten. Dabei steht jedoch keine wirtschaftliche Tätigkeit im
Sinne einer Gewinnerzielungsabsicht im Vordergrund, sondern die Wahr-
nehmung der o. g. Förderaufgaben.
Höhe und Form der IHK-Beteiligungen sind Gegenstand der Prüfung der Jahres-
rechnungen der IHKs im Rahmen der Rechtsaufsicht durch das Wirtschafts-
ministerium. Dabei konnte bisher nicht festgestellt werden, dass sich die
Kammern in zunehmender Zahl wirtschaftlich beteiligen. Im Wesentlichen
handelt es sich um Beteiligungen an wirtschaftsnahen Förder-, Infrastruktur- wie
auch kulturellen Einrichtungen. Es sind ausschließlich – hinsichtlich der Höhe –
Beteiligungen von marginaler Art. Von einer Gesamtdarstellung aller Beteili-
gungen und Tätigkeiten wird deshalb abgesehen. Eine rechtswidrige wirtschaft-
liche Betätigung war bisher nicht festzustellen.
Die acht Handwerkskammern in Baden-Württemberg sind derzeit mit rd. 0,6 Mio. €
an privatwirtschaftlich organisierten Betrieben beteiligt. Dabei handelt es sich
meistens um Beteiligungen an Messen, Arbeitslosenprojekten der Landkreise,
gemeinsamen Internetauftritten der Kammern, Zertifizierungsfirmen für Hand-
werksbetriebe und gemeinsamen Datenverwaltungsfirmen zur Verwaltung der
Rechnungsdaten der Kammern.
Die wirtschaftlichen Beteiligungen oder Tätigkeiten von Handwerkskammern
dienen jeweils der Erfüllung der den Kammern auferlegten gesetzlichen Auf-
gaben. Die Gefahr der Verletzung der Neutralität der Kammern besteht nicht, da
kein Leistungen angeboten werden, die von privatrechtlichen Unternehmen
ebenso erledigt werden könnten. Die wirtschaftlichen Risiken der einzelnen
Firmenbeteiligungen sind meist sehr begrenzt. Da es sich bei den Kammer-
beiträgen um Pflichtbeiträge handelt, ist ein strenger Maßstab für eine Beteili-
gung anzulegen. Dies gilt auch für eine Ausweitung auf Projekte der Infrastruk-
tur.

b) Ist eine Beschränkung der Kammertätigkeit auf rein hoheitliche Aufgaben –
entgegen der momentanen Gesetzeslage – denkbar und realistisch? Welche
Aufgaben könnten eingeschränkt oder gestrichen werden? Ist eine Reduzierung
der Pflichtbeiträge auf das zur Erfüllung der reinen Pflichtaufgaben erforderli-
che Maß möglich?

Die Dienstleistungen der Kammern außerhalb des hoheitlichen Bereiches sind ge-
setzlich übertragene Aufgaben im Rahmen des Förderauftrags des § 1 Abs. 1
IHKG, § 91 (1) Handwerksordnung und des Mittelstandsförderungsgesetzes. Sie
sind also ebenso Pflichtaufgaben wie die hoheitlichen Aufgaben. Daraus folgt,
dass dem Grundsatz nach alle von den Kammern wahrgenommenen Aufgaben
Pflichtaufgaben darstellen, die aus den Pflichtbeiträgen bestritten werden. Für die
Erledigung dieser Aufgaben hat der Bundesgesetzgeber den Selbstverwaltungs-
einrichtungen der Wirtschaft bewusst einen Ermessensspielraum eingeräumt, um
u. a. die regionalen Besonderheiten und Schwerpunkte durch die Wirtschaft selbst
ausformen zu lassen. Beispielhaft wird in diesem Zusammenhang die Existenz-
gründerberatung genannt, die keine hoheitliche, jedoch eine Aufgabe im Rahmen
des Förderauftrags nach § 1 Abs. 1 IHKG darstellt.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 13 / 1664

8

Eine Beschränkung auf rein hoheitliche Aufgaben wäre zwar grundsätzlich denk-
bar. Dies würde bedeuten, dass sich die Kammern aus dem wichtigen Bereich des
Förderauftrags zurückziehen müssten, was automatisch dazu führte, das staatliche
Einrichtungen sich verstärkt mit eigenen Leistungen diesem Spektrum (z. B. der
Existenzgründerberatung) zuwenden. Die Folge wäre „mehr Staat“ statt Selbst-
verwaltung.
Eine Reduzierung der Pflichtbeiträge auf die Erfüllung rein hoheitlicher Auf-
gaben hätte zur Folge, dass die Kammern beispielsweise für die Beratung von
Existenzgründern ein Entgelt erheben müsste. Gerade aus Kostengründen sind
diese aber überwiegend von Kammerbeiträgen befreit. Eine Entgelterhebung
würde die Bemühungen der Kammern zur Kostenentlastung der Existenzgründer
geradezu konterkarieren.
Nach § 113 HwO dürfen Beiträge von den Pflichtmitgliedern der Handwerks-
kammer nur für die Errichtung und Tätigkeit der Handwerkskammer verlangt
werden, soweit sie nicht anderweitig (z. B. aus Zuschüssen oder Gebühren) ge-
deckt sind. Eine Reduzierung der Tätigkeiten der Handwerkskammer ist bei kon-
sequenter Personalbewirtschaftung immer mit der Reduzierung der Beiträge ver-
bunden.

c) Wie bewertet die Landesregierung unter diesen Gesichtspunkten die Bildungs-
zentren des Handwerks?

Die Bildungszentren des Handwerks erbringen in erster Linie Leistungen für die
ergänzende überbetriebliche Lehrlingsausbildung. Würden diese Leistungen nicht
mehr von den Kammern erbracht, müssten die beruflichen Schulen diese Auf-
gaben übernehmen. Damit wäre eine weitere Kosten- und Haushaltsbelastung
sowohl für das Land als auch für die kommunalen Schulträger verbunden.
Zieht sich das Land aus der Förderung der überbetrieblichen Bildungszentren
zurück und müssten die HwK diese allein tragen, hätte dies eine erhebliche
Beitrags- und Gebührenerhöhung bei den HwK zur Folge.
Zu berücksichtigen ist dabei auch, dass die überbetrieblichen Bildungszentren des
Handwerks auch aus Mitteln des Bundes finanziert werden. Dies gilt für die
Investitionen als auch für die laufenden Kosten insbesondere der überbetrieb-
lichen Ausbildung (ÜBA). Die Kofinanzierung durch den Bund wäre beim
Wechsel der Trägerschaft auf das Land gefährdet.

7. Hält die Landesregierung Maßnahmen zur Neuordnung, bzw. zur Reduzierung,
der Kammerbezirke in Baden-Württemberg – im Bereich der Industrie- und
Handelskammern als auch der Handwerkskammern – auf Grund der ver-
gleichsweise hohen Kammerdichte für notwendig?

Im Bereich der IHKs kann die Beurteilung der „Kammerdichte“ nicht nur mittels
des Flächenanteils erfolgen. Vielmehr sind Kriterien wie regionale Besonder-
heiten und unterschiedliche Unternehmens- und Wirtschaftsstrukturen zu
berücksichtigen. Eine Neuordnung bzw. Reduzierung der Kammerbezirke in
Baden-Württemberg hätte zur Folge, dass an den bisherigen Kammerstandorten
Geschäftsstellen weiterbetrieben werden müssten, um eine gewisse „Kun-
dennähe“ zu gewährleisten. Das Einsparungspotenzial würde sich dadurch deut-
lich relativieren. Bereits jetzt schon kooperieren viele IHKs in Baden-Württem-
berg bei der Erledigung einzelner Aufgaben. So hat beispielsweise die IHK
Bodensee Oberschwaben die Abnahme der Sachkundeprüfung im Bewachungs-
gewerbe von den IHKs Ulm, Reutlingen, Schwarzwald-Baar-Heuberg und zwei
weiteren bayerischen IHKs übernommen, ebenso die IHK Karlsruhe für die IHKs
Südlicher Oberrhein und Nordschwarzwald.
Die Zahl der Handwerkskammern ist in Baden-Württemberg um ein Drittel
geringer als die der Industrie- und Handelskammern. Nach Auffassung des Hand-
werkstages stellt die Zahl von 8 Kammerbezirken einen ausgewogenen Kom-
promiss zwischen der zur ökonomischen Leistungserstellung notwendigen
betriebswirtschaftlichen Größe und der für eine Selbstverwaltungseinrichtung
erforderlichen Überschaubarkeit des Verwaltungsraumes dar.
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Die Landesregierung teilt die Auffassung des Handwerkstages und sieht daher
derzeit keine Veranlassung zur Neuordnung der Kammerbezirke.

8. Eignen sich diese Maßnahmen nach Ansicht der Landesregierung, um eine
Neupositionierung der Kammern als „Serviceunternehmen“ zu erreichen und
um damit die Akzeptanz bei den Mitgliedsunternehmen zu stärken?

Die vielfachen hoheitlichen Aufgaben wie z. B. die Ausstellung von Carnets,
Fachkundebescheinigungen, Ausstellung von Ursprungszeugnissen, Bescheini-
gungen von Handelsrechnungen, Gefahrgutschulungen und -prüfungen, Unter-
richtungsverfahren im Gaststättengewerbe oder die Genehmigungsverfahren für
Aus- und Räumungsverkäufe sowie die freiwilligen Dienstleistungen wie z. B. die
vielseitigen Schulungs- und Lehrgangsangebote im Bereich der beruflichen
Bildung machen eine räumliche Nähe zu den Mitgliedern notwendig. Auch der
Einsatz moderner Kommunikationsmittel lässt (noch) keine andere Erledigung
dieser Aufgaben zu. Regionale Strukturveränderungen in Form von größeren
Kammerregionen dürften sich deshalb auf Grund der dadurch entstehenden
„Mitgliederferne“ auf den Mitgliederservice eher negativ auswirken und damit
die Akzeptanz der Kammern wohl eher verschlechtern.

B. Kammern im internationalen Vergleich

1. Wie ist das Kammerwesen, bzw. das System der Interessenvertretung von
Unternehmen, in

a) den Mitgliedstaaten der Europäischen Union?

Industrie- und Handelskammern:
Pflichtmitgliedschaft besteht in Frankreich, Italien, Niederlande, Österreich,
Spanien, Griechenland, Luxemburg.
Die Handelskammer Luxemburg ist gesetzlich dazu ermächtigt,
– Gesetzesvorschläge in das Parlament einzubringen,
– Jährlich ein Gutachten zur Lage des Haushaltes des Großherzogtums abzu-

geben, sowie
– gemeinsam mit dem Staat das Gewerbe- und Handelsregister zu führen.
Freiwillige Mitgliedschaft besteht in Dänemark, Belgien, Schweden, Finnland,
Portugal, Norwegen, Großbritannien, Irland.
Trotz freiwilliger Mitgliedschaft ist in Schweden und Finnland die Mitgliedschaft
durch ein IHK-Gesetz geregelt.
In allen Mitgliedschaftsstaaten der EU sind die Industrie- und Handelskammern
grundsätzlich regional organisiert. In Österreich besteht eine übergeordnete, zen-
tralistische öffentlich-rechtliche Wirtschaftskammer in Wien, zusätzlich zu den
jeweiligen Länderkammern.
In den übrigen Ländern gibt es – wie in Deutschland – keine zentrale öffentlich-
rechtliche Körperschaft der Industrie- und Handelskammern.
Der  DIHK ist im Gegensatz zur österreichischen Organisation ein privatrecht-
licher Verband sämtlicher bundesdeutschen IHKs und daher keine öffentlich-
rechtliche Körperschaft.

b) der Schweiz

In der Schweiz gibt es 19 kantonale Handelskammern, 7 weitere Sektionen – kan-
tonal organisiert – und 118 Fachverbände, die den Schweizerischen Handels- und
Industrieverein bilden. Im September 2001 wurde aus ihm und der Gesellschaft
zur Förderung der schweizerischen Wirtschaft (wf) der neue Dachverband
„economiesuisse“ gebildet. Zu seinen Aufgaben zählt die politische Interessen-
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vertretung im Bereich der Wirtschaftspolitik (Sprachrohr) mit Ausnahme des
sozialpolitischen Bereichs.
Daneben gibt es die im Zentralverband Schweizerischer Arbeitgeberorgani-
sationen (ZVAO) organisierten Branchen und regionalen Arbeitgeberverbände
sowie die im Schweizerischen Gewerbeverband (SGV) vereinten Verbände aus
dem Bereich des Gewerbes bzw. des Mittelstandes.
Bei allen diesen Organisationen ist die Mitgliedschaft freiwillig. Allerdings
genießen die Verbände wie die Handelskammern eine starke staatliche Förderung.
Auch müssen Nichtmitglieder teilweise besondere Abgaben entrichten, die mittel-
bar den Verbänden und damit auch den Handelskammern zugute kommen. Die
Verbände in der Schweiz werden daher oft indirekt von Nichtmitgliedern, Konsu-
menten und Steuerzahlern und nicht nur von den Verbandsmitgliedern finanziert.

c) Nordamerika organisiert?

Die Industrie- und Handelskammern in den USA sind privatrechtliche Ver-
einigungen und haben keine besondere Rechtsgrundlage. Sie müssen lediglich
Regelungen beachten, die allgemein für „non profit organizations“ gelten und die
Voraussetzung für die entsprechenden Steuerbegünstigungen sind. Lokale
Kammern haben teilweise weniger als 100 Mitglieder.
Die Mitgliedschaft in den amerikanischen Industrie- und Handelskammern ist
freiwillig. Die Zulassung als Mitglied ist in den Satzungen der Kammern geregelt.
Da in den USA jeder eine Industrie- und Handelskammer eröffnen kann, gibt es
dort etwa 5 000 solcher Institutionen (allein im Großraum Washington gibt es
über 20 Kammern). Die genaue Zahl lässt sich nicht ermitteln, da diese nirgend-
wo registriert sind. Private Unternehmen können nicht nur in den örtlichen und
regionalen Kammern, sondern auch in der Dachorganisation US-Chamber of
Commerce Mitglied sein, die ebenso privatrechtlich organisiert ist (ggf. ver-
gleichbar mit dem DIHK). Diese repräsentiert ungefähr 215 000 private Unter-
nehmen, 3 000 Kammern auf lokaler und bundesstaatlicher Ebene sowie 1 200
Wirtschaftsverbände. Ihre Haupttätigkeit liegt im Bereich Lobbyismus. Sie ist,
was die Mitgliedschaft anbelangt, sehr heterogen organisiert. Durch zusätzliche
(freiwillige) Mitgliedsbeiträge kann der Einfluss eines Mitglieds ggf. deutlich
gesteigert werden.
Trotz dieser etwas unübersichtlichen Struktur wird die US-Chamber of Com-
merce als wichtigster Verband in den USA – noch vor der National Association of
Manufacturers (NAM) und der National Federation of Independent Business
(NFIB) – angesehen. Daneben gibt es etwa 17 000 andere Verbände.

Handwerkskammern:
Bezüglich der HwK wird auf die beiliegenden Anlagen „Marktzutrittsregelungen
im Handwerk in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union und Westeuropas“
sowie die Stellungnahme des Zentralverbands des Deutschen Handwerks zu
Drs. 13/1664 Bezug genommen, die einen umfassenden Überblick gewähren.

C. Alternativen zum bestehenden Kammersystem

1. Wie bewertet die Landesregierung die Notwendigkeit und Sinnhaftigkeit von
Mehrfachmitgliedschaften, insbesondere in den Bereichen Industrie- und
Handelskammern und Handwerkskammern? In welchen Bereichen sieht die
Landesregierung Konzentrations- und Fusionsmöglichkeiten?

Doppelmitgliedschaften:
Doppelmitgliedschaften entstehen insbesondere dann, wenn ein Unternehmen
eine bestimmte Gesellschaftsform wählt, wie z. B. die der GmbH & Co. KG. Die
dabei entstehenden Betriebsteile können nach den derzeitigen Formulierungen
des IHKG und der Handwerksordnung zwangsläufig in verschiedenen Kammern
Mitglied sein. Sie sind auf Grund der gesetzlichen Vorgaben unvermeidbar,
kommen aber eher selten vor. Die Beitragspflicht ist in diesen Fällen jedoch ein-
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geschränkt, da sie den Einschränkungen nach § 3 Abs. 4 IHKG unterliegt, wonach
sie sich bis auf 1/10 der Bemessungsgrundlagen reduzieren kann. Die Beitragsord-
nungen der Kammern sehen teilweise weitere Anrechnungsmöglichkeiten vor.
Die Landesregierung bewertet die Doppelmitgliedschaft als Folge der Rege-
lungen des IHKG und der HwO über die Mitgliedschaft bei den IHKs und den
Handwerkskammern,.

Konzentrations- und Fusionsmöglichkeiten:
Siehe hierzu Antwort zu A 7!

2. Wie bewertet die Landesregierung die Einrichtung einer „einheitlichen Wirt-
schaftskammer“, d. h. eine Zusammenlegung von Industrie- und Handels-
kammern und Handwerkskammern? Welche weiteren Alternativen zur Reorga-
nisation des Kammerwesens wären denkbar?

Für eine einheitliche Wirtschaftskammer sprechen zu erwartende Synergieeffekte
bzw. Effizienzsteigerungen, z. B. durch eine gemeinsame Geschäftsstelle und
durch das Dienstleistungsangebot für die Mitgliedsbetriebe, sofern dieses wirt-
schaftsbereichsübergreifend gestaltet werden kann (u. a. Informationsveranstal-
tungen, Weiterbildungsmaßnahmen). Ferner dürfte das politische Gewicht der
Kammern als Interessenvertretung der Wirtschaft noch zunehmen.
Im Hinblick auf eine einheitliche Wirtschaftskammer stellt sich aber die Frage, ob
sich gerade die kleinen Unternehmen hier ausreichend vertreten fühlen. Wir
haben eine in hohem Maße differenzierte Struktur der Unternehmenslandschaft in
Deutschland. Die Handwerkskammern sind hinsichtlich der Mitgliedsbetriebe
eindeutig homogener strukturiert als die Industrie- und Handelskammern. Die
Betriebsgröße bestimmt aber weitgehend die Interessen und die Ansprüche an das
Serviceangebot der Kammern. Man könnte dem damit begegnen, dass man
innerhalb einer einheitlichen Wirtschaftskammer Teilkammern mit hohen Auto-
nomiegraden und Selbstverwaltungsrechten schafft. Damit dürften aber die oben
beschriebenen Synergie- und Effizienzgewinne deutlich zurückgehen bzw. sich
sogar ins Gegenteil verkehren. Ferner dürfte laut Baden-Württembergischen
Handwerkstag damit zu rechnen sein, dass die Selbstverwaltungsform bei den
Handwerkskammern mit einer ausgeprägten Arbeitnehmerbeteiligung (Arbeit-
nehmerdrittelparität in der Vollversammlung) auch auf die Gesamtkammer über-
tragen wird.

3. Welche notwendig hoheitlichen Aufgaben sollten die Kammern bzw. eine ein-
heitliche Wirtschaftskammer weiterhin wahrnehmen? Welche Auswirkungen
hätte eine Rückübertragung hoheitlicher Aufgaben auf den Staat? Wäre eine
derartige Rückübertragung zwingend oder könnten alternative Regelungen
getroffen werden? Welche Auswirkungen sind im Bereich der gesetzlichen Auf-
gaben der beruflichen Aus- und Weiterbildung (duales System) zu erwarten
und wie kann der bestehende Bildungsauftrag auch zukünftig erfüllt werden?

Die Kammern erfüllen nach dem Berufsbildungsgesetz bzw. der HwO sowie
nach § 1 Abs. 2 IHK-Gesetz wichtige Aufgaben im Bereich der beruflichen Bil-
dung. Die Landesregierung hält es für unabdingbar, dass den Kammern auch
weiterhin diese Überwachungs- und Regelungsfunktionen sowie die Kompetenz
zur Abnahme von Prüfungen im Bereich der Beruflichen Bildung erhalten blei-
ben.

Neben dem Bereich Berufliche Bildung sind die Kammern beispielsweise noch
bei der Führung der Handwerksrolle (HwK) und bei der Bestellung und Verei-
digung von Sachverständigen hoheitlich tätig. Grundsätzlich ließen sich beide
Aufgaben auch auf staatliche Behörden übertragen. Allerdings würde dies wohl
dazu führen, dass die staatlichen Behörden sich das Fachwissen zur Beurteilung
von Einzelfällen in Form von Stellungnahmen von den Kammern beiholen müss-
ten. Der Gesamtaufwand für die Erledigung der Aufgabe würde daher eher zuneh-
men. Eine alternative Möglichkeit der Aufgabenübertragung, d.h. weder Kammer
noch staatliche Behörde, wird nicht gesehen.
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4. Welche Ansatzpunkte sieht die Landesregierung für eine Straffung der Organi-
sationsstruktur im Handwerkskammerwesen?

In Baden-Württemberg gibt es im Handwerk 8 Kammern, rund 950 Innungen,
37 Kreishandwerkerschaften und 70 Landesverbände auf der Innungsseite. In den
Innungen (freiwillige Mitgliedschaft), ist seit Jahren ein Rückgang der Mitglieder
zu beobachten; derzeit sind etwa noch 40 % der Handwerksbetriebe Mitglied
einer Innung, gegenüber 60 % vor 20 Jahren. Hieraus ergibt sich die zunehmende
Notwendigkeit von Kooperationen und Fusionen zwischen den Innungen um
Effizienzpotenziale zu heben. Nach Auffassung der baden-württembergischen
Handwerksorganisationen soll dieses Effizienzpotenzial durch eine Organisa-
tionsreform behoben werden. Die Handwerksorganisation arbeitet bereits hieran.
Vor allem erscheinen Überlegungen durchaus angebracht, die Kreishandwerker-
schaften künftig stärker als Unterorganisationen der Kammern neu zu definieren
und somit auch die Servicebereitschaft der Kammern in der Fläche zu stärken.

Dr. Döring
Wirtschaftsminister
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Beschluss
der Wirtschaftsministerkonferenz

am 1./2. März 2001
in M a i n z

Punkt 15 der Tagesordnung:

IHK-Reform

Die Wirtschaftsministerkonferenz (WMK) hat bereits in der WMK vom 8./9. Juni 1999 mit
Befriedigung zur Kenntnis genommen, dass die Industrie- und Handelskammern (IHKn)
die von der WMK in ihrem Beschluss vom 21./22. November 1996 geforderten Verände-
rungen und Verbesserungen im Sinne einer „Reform von innen“ bejahen und auf den Weg
gebracht haben. 

Die WMK stellt auch auf der Basis des von ihr 1999 nochmals erbetenen weiteren Berichts
des DIHT vom Dezember 2000 über die Fortschritte der „Reform von innen“ fest, dass die
IHKn diese Reform aus eigenem Antrieb und in eigener Verantwortung als Daueraufgabe
betrachten und angehen. Verbesserungspotenziale werden kontinuierlich genutzt. Neue
Aufgaben zur Eröffnung neuer Märkte, Technologiefelder und Organisations- und Arbeits-
formen für die Wirtschaft (z. B. e-Commerce) und hier insbesondere für die KMU werden
aufgenommen.

Die Ausführung der übertragenen hoheitlichen Aufgaben nach den Fachgesetzen wird wie
die abwägende Interessenwahrnehmung für die Wirtschaft kontinuierlich verbessert.

Die IHKn zeigen damit, dass sie als Selbstverwaltungseinrichtungen der Wirtschaft ihrer
Aufgabe gerecht werden.

34
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- 2 -

Die IHKn werden mit ihrer neuen Ausrichtung die Zukunftschancen und die Wachstums-
kraft der Wirtschaft sichern und die regionalen und lokalen Standortbedingungen ver-
besern.

Die Wirtschaftsministerien der Länder werden die IHKn im Rahmen der „Reform von in-
nen“ auch bei ihrer Zukunftsorientierung weiter beratend begleiten.

35
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Stellungnahme 

zu:

Große Anfrage der Fraktion FDP/ DVP  

Drs. 13/1664 

Komplex B

(Kammern im internationalen Vergleich) 

Z E N T R A L V E R B A N D  D E S  D E U T S C H E N  H A N D W E R K S
M O H R E N S T R A S S E  2 0 / 2 1   H A U S  D E S  D E U T S C H E N  H A N D W E R K S   1 0 1 1 7   B E R L I N
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Zentralverband des Deutschen Handwerks 
_________________________________________________________________ 

Einleitung

In gleichem Maße, wie sich die Nationalstaaten seit dem 19. Jahrhundert 
unterschiedlich entwickelt haben, hat sich das jeweilige System der Interes-
senvertretung der Wirtschaft in den einzelnen Staaten unterschiedlich ent-
wickelt. In den Ländern, in denen vom Verfassungsverständnis her der 
Staat nicht nur auf die Ausübung der öffentlichen Gewalt reduziert, sondern 
als ein Ineinandergreifen von hoheitlichem Handeln auf der einen Seite und 
dem Beitrag der verschiedenen Interessengruppen für das Gemeinwesen 
auf der anderen Seite verstanden wird, hat sich der Gedanke der Selbst-
verwaltung durchgesetzt. Die Ausbildung eines differenzierten Systems von 
berufsständischen Kammern und Wirtschaftskammern als Selbstverwal-
tungseinrichtungen mit Pflichtmitgliedschaft ist Ausfluss dieses Staatsver-
ständnisses. Die Kammern bündeln und vertreten nicht nur die Interessen 
ihrer Mitglieder gegenüber den staatlichen Institutionen, sondern dienen 
dem Staat auch durch die Übernahme von hoheitlichen Aufgaben und die 
Weitergabe von Informationen über den jeweiligen Wirtschaftssektor oder 
Berufsstand, die aufgrund der Pflichtmitgliedschaft flächendeckend bei den 
Kammern abgerufen werden können. 

Die Beantwortung der Frage nach den Kammern und Interessenvertretun-
gen außerhalb der Bundesrepublik kann durch uns nur im Bezug auf das 
Handwerk geleistet werden.  

a) Wie ist das Kammerwesen, bzw. das System der Interessenvertre-
tung von Unternehmen in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
organisiert?

Bei der Beschäftigung mit der Organisation der handwerklichen Interessen-
vertretung in den Mitgliedstaaten der EU stellt sich das Problem, dass die 
einzelnen Länder eine sehr unterschiedliche soziale, wirtschaftliche und 
rechtliche - insbesondere verfassungsrechtliche Entwicklungen durchge-
macht haben. Das Handwerk ist z.B. nicht in allen Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union eine homogene Wirtschaftsgruppe, wie dies etwa in Ös-
terreich, Luxemburg oder Deutschland der Fall ist. In den einzelnen Staaten 
ist es über die Jahrhunderte hinweg zu sehr unterschiedlichen Vorstellun-
gen darüber gekommen, was unter Handwerk zu verstehen ist - soweit der 
Begriff Handwerk überhaupt bekannt ist. 

Teilweise hat das Handwerk in wirtschaftlicher, rechtlicher und auch gesell-
schaftlicher Hinsicht einen hohen Stellenwert erlangt. So ist beispielsweise 
das Handwerk in Deutschland der zweitstärkste Wirtschaftszweig nach der 
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Zentralverband des Deutschen Handwerks 
_________________________________________________________________ 

Industrie. Teilweise gibt es aber auch Länder, in denen das Handwerk über 
keine oder eine nur schwach ausgeprägte eigenständige Organisations-
struktur verfügt und demzufolge weder wirtschaftliches Gewicht noch politi-
schen Einfluss hat. Um hier nur wenige Beispiele zu nennen, sei auf Groß-
britannien oder Portugal verwiesen. 

Ein Grund für die unterschiedliche Entwicklung ist nicht zuletzt auch, dass 
es in vielen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union keine eigenen 
schlagkräftigen Organisationen des Handwerks gibt, so dass die besonde-
ren Interessen dieses Wirtschaftszweiges nicht ausreichend vertreten sind. 
Dies erschwert im übrigen auch eine wirksame Handwerkspolitik in Europa. 

Die Situation in den einzelnen Mitgliedstaaten der EU stellt sich kurz umris-
sen wie folgt dar: 

Belgien 

Verschiedene halbstaatliche Einrichtungen sind für das Handwerk wichtig. 
Der „Höhere Rat für kleine und mittlere Unternehmen (KMU)“ vertritt ver-
schiedene Kategorien von KMU und ist als Beratungsstelle der Regierung 
bei Fragen tätig, die das Handwerk und KMU betreffen.  

Von Verbandseite ist die Vertretung der KMU-Interessen als belgische Be-
sonderheit regional aufgeteilt. Für den Bereich Flandern übernimmt der 
Christlich-nationale Verband für KMU die Interessenvertretung, in Wallonien 
der dortige Verband für KMU. 

Zusätzlich gibt es ca. 110 nationale und regionale Wirtschaftsverbände, die 
für KMU Schulungs- und Beratungsdienste anbieten. Hierzu zählen, eben-
falls nach Regionen getrennt, das Institut für Aus- und Weiterbildung von 
KMU in Wallonien und das flämische Institut für selbständige Unternehmen. 

Auf nationaler Ebene, jedoch jeweils mit mehreren regionalen Organisatio-
nen, sind das Wirtschafts- und Sozialinstitut für KMU sowie Handwerks- 
und Handelskammern (Kamers vor Ambachten en Neringen) tätig. Die 
Kammern haben aber nicht den Status von Körperschaften des öffentlichen 
Rechts und nicht den Umfang an gesetzlich zugewiesenen Aufgaben, wie 
dies z.B. in der Bundesrepublik Deutschland der Fall ist. 

Dänemark 

In Dänemark gibt es - etwa im Gegensatz zur Bundesrepublik Deutschland 
- keine öffentlich-rechtlich verfasste Organisation des Handwerks wie 
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Handwerkskammern, Innungen oder Kreishandwerkerschaften. Sämtliche 
berufsständische Vertretungen sind privatrechtliche Vereinigungen. 

Der Dänische Zentralverband kleiner und mittlerer Unternehmen (Hand-
vaerksradet) ist die Hauptorganisation für KMU in Dänemark. Er wurde be-
reits im Jahr 1879 gegründet. Der Zentralverband ist die Dachorganisation 
für 60 sektorale und 100 regionale Verbände für kleinere Unternehmen. 
Über diese Mitgliedsorganisationen gehören dem Zentralverband insge-
samt etwa 30.000 Firmen aus Baugewerbe, Herstellungsbereich, Einzel-
handel und Dienstleistungen an. 

Hauptzielsetzung des Zentralverbandes ist es, für Handel, Handwerk, 
Kleinunternehmen und für mit dem Handel in Verbindung stehende Grup-
pen die bestmöglichen Bedingungen zu schaffen. Er vertritt dabei die kauf-
männischen, gewerblichen und politischen Interessen von kleinen und mitt-
leren Unternehmen. 

Finnland 

Da es keine spezifische Handwerksgesetzgebung in Finnland gibt, lässt 
sich dieser Sektor auch bei der Interessenvertretung nicht von der übrigen 
Wirtschaft abgrenzen. Die finnischen Unternehmer sind in privatrechtlich 
organisierten Vereinigungen zusammengeschlossen, die alle auf der 
Grundlage der freiwilligen Mitgliedschaft arbeiten. Dies gilt sowohl für den 
Finnischen Industrie- und Arbeitgeberverband als auch für die Zentralhan-
delskammer Finnland, in der 21 Handelskammern zusammengeschlossen 
sind. Selbstverwaltungseinrichtungen der Wirtschaft, die als Körperschaft 
des öffentlichen Rechts verfasst sind, sind in Finnland unbekannt (vgl. Mo-
deen, Selbstverwaltungseinrichtungen in Finnland, ThürVBl. 1997, 269 ff.). 

Im Gegensatz etwa zu den Handwerkskammern und Industrie- und Han-
delskammern in Deutschland beschränken sich die finnischen Handels-
kammern weitestgehend auf die Interessenvertretung ihrer Mitglieder sowie 
die Erbringung von Dienstleistungen gegenüber ihren Mitgliedern. Im Sys-
tem der dualen Berufsausbildung werden keine Aufgaben wahrgenommen. 

Frankreich 

Zur Vertretung der Interessen des Handwerks bestehen in Frankreich ins-
gesamt 104 Handwerkskammern, die als eigenständige öffentliche Einrich-
tungen gegründet wurden. Sie sind die allgemeine Interessenvertretung des 
Handwerks ihres Bezirks gegenüber Behörden. Die Kammern führen die 
Handwerksrolle, sind in der Lehrlingsausbildung sowie der Weiterbildung 
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tätig, beraten ihre Betriebe bei Unternehmensformalitäten, geben 
wirtschaftliche Anreize und leisten technische Hilfe. 

Die Einrichtung regionaler Handwerkskammern (CACPCM) geht auf das 
Jahr 1985 zurück. Sie sind öffentliche Einrichtungen, die die Vertretung des 
regionalen Handwerks sicherstellen und zu deren Aufgaben die Erstellung 
wirtschaftlicher und statistischer Studien sowie Gutachter- und Vorschlags-
tätigkeiten gehören. 

Die ständige Vertretung der Handwerkskammern (APCM) übernimmt die 
Repräsentation aller Handwerkskammern bei den Behörden und ist deren 
”Sprachrohr” auf nationaler Ebene und fasst in diesem Sinne ihre Vorschlä-
ge und Anregungen zusammen. Die APCM koordiniert die lokalen und re-
gionalen Aktionen der einzelnen Handwerkskammern. 

Griechenland 

Jeder Gewerbebetrieb muss in Griechenland bei der örtlich zuständigen 
Handwerkskammer angemeldet werden. Vor der Anmeldung muss der Be-
trieb bereits seine Tätigkeit aufgenommen und dies auch dem zuständigen 
Finanzamt angezeigt haben. Die Kammern (mit Ausnahme derjenigen von 
Athen, Piräus und Thessaloniki) sind - ähnlich wie in Italien - multisektoral 
zuständig, d.h. sie umfassen den Handel, die Industrie, das Handwerk, das 
Kunsthandwerk usw. Anders als in Deutschland sind die Kammern nicht 
Körperschaften des öffentlichen Rechts, sondern Einrichtungen privaten 
Rechts und werden vom Ministerium für Industrie, Forschung, Technologie 
und Handel überwacht. Sie sind an den gewerblichen, handwerklichen und 
wirtschaftlichen Aktivitäten ihrer Präfekturen beteiligt. 

Großbritannien 

Es gibt für den Handwerkssektor in Großbritannien weder Dachorganisatio-
nen noch Institutionen mit Pflichtmitgliedschaft, wie etwa die öffentlich-
rechtlichen Kammern in Deutschland. Für fast jeden Handwerksbereich gibt 
es jedoch Innungen und Verbände, die in nahezu allen Regionen Großbri-
tanniens zu finden sind. 

Die Innungen für Handwerksmeister (Guild of Master Craftsmen) vertreten 
auf privatrechtlicher Basis die Interessen von im Handwerk, Kunsthand-
werk, Handel und anderen Gewerben Tätigen. Teilweise haben sich diese 
Zusammenschlüsse der Berufsgruppen selbst einen Qualitätsstandard auf-
gestellt, dessen Einhaltung sie überwachen. Zu ihren Aufgaben gehört auch 
die Durchführung von Berufsausbildung sowie die Abnahme von Prüfun-
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gen. Das Ablegen dieser Prüfungen ist zwar keine Voraussetzung für die 
Aufnahme der gewerblichen Tätigkeit, teilweise wohl aber für die Mitglied-
schaft in den Berufsorganisationen. 

Irland 

In Irland erhalten kleine und mittlere Unternehmen Unterstützung von ver-
schiedenen öffentlichen und privaten Organisationen. Hierzu zählt unter 
anderen die nationale Einrichtung FAS, die Bildungs- und Beschäftigungs-
behörde in Irland. Sie verfolgt das Ziel, Bildungs- und Lehrprogramme im 
handwerksbezogenen Sektor zu überwachen. Neben einem landesweiten 
Service für Lehrlinge bietet die FAS ein Fortbildungsprogramm an, das klei-
nen und mittleren Unternehmen helfen soll, ihre Wettbewerbsfähigkeit im 
Binnenmarkt zu verbessern. 

Neben der FAS gibt es in Irland 51 Handelskammern, die auch kleine und 
mittlere Unternehmen vertreten und von denen ein großer Teil zum Hand-
werkssektor gehört. Die Handelskammern sind zum Teil jedoch kaum le-
bensfähig. Lediglich ca. 20 Kammern verfügen über eigene Geschäftsräu-
me, ein Umstand, der nicht zuletzt auf die freiwillige Mitgliedschaft zurück-
zuführen ist.

Der Handwerksrat (Craft Council of Ireland) ist die wichtigste und zugleich 
eine staatliche Körperschaft des Handwerks. Ziel des Handwerksrates ist 
es, den Markt für irische Handwerksprodukte zu entwickeln. Er fördert das 
Handwerk im Rahmen von Qualitätskontrollen sowie durch die Bereitstel-
lung von Aus- und Fortbildungsmaßnahmen. 

Des weiteren vertreten verschiedene Hauptverbände des Gewerbes die 
Interessen sowohl kleiner als auch großer Unternehmen. Diese Verbände 
konzentrieren sich allerdings auf bestimmte Berufe. 

Obwohl Handwerker keiner gesetzlichen Reglementierung unterliegen, 
spielen die Berufsverbände eine wichtige Rolle dabei, den Zugang zu und 
die Kontrolle über die einzelnen Handwerksbereiche zu regeln. Diese Be-
rufsverbände stellen Ausbildungsanforderungen, Lehrzeiten etc. auf, die 
erfüllt werden müssen, bevor man Vollmitglied des Verbandes werden 
kann.
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Italien

Die Unternehmen werden je nach Region von Verwaltungsorganen und lo-
kalen Handwerksverbänden betreut, die als Selbstverwaltungskörperschaf-
ten organisiert sind.

Handwerksunternehmen können auch freiwillig Mitglieder von Berufsver-
bänden werden. Diese vertreten die Interessen der Handwerksbetriebe vor 
allem gegenüber den Gesprächspartnern bei den Institutionen. Sie bieten 
auch Unterstützung in den Bereichen Buchhaltung, Beratung, Kreditgewäh-
rung, technische Hilfestellung, Forschung, Berufsbildung, wirtschaftlicher 
Zusammenschluss, Niederlassungsfragen, Export, Suche nach Partnerun-
ternehmen sowie Europarecht. Einige Berufsverbände vertreten die Hand-
werksunternehmen auch gegenüber nationalen Behörden. 

In Südtirol führt die Landeshandwerkskommission ein Verzeichnis der 
Handwerksunternehmen bei der Handels-, Industrie-, Handwerks- und 
Landwirtschaftskammer. In dieses Verzeichnis müssen sich alle Hand-
werksunternehmen eintragen lassen (Art. 4). Zum Schutz und zur Förde-
rung der Interessen des Handwerks ist die Landeshandwerkskommission 
bei der Handels-, Industrie-, Handwerks- und Landwirtschaftskammer Bo-
zen errichtet (Art. 14). 

Luxemburg 

Für das gesamte Großherzogtum Luxemburg wurde per Gesetz 1924 eine 
Handwerkskammer gebildet. Alle in Luxemburg niedergelassenen selbst-
ständigen Handwerker sind Pflichtmitglieder der luxemburgischen Hand-
werkskammer und werden vor Aufnahme ihrer Tätigkeit in die Rolle der 
selbständigen Betriebe eingetragen. Hauptaufgabe der Handwerkskammer 
ist es, die Interessen der Handwerksbetriebe in Übereinstimmung mit den 
Interessen der nationalen Wirtschaft zu vertreten und zu wahren. Auf An-
frage der Regierung nimmt die Handwerkskammer zu Gesetzen und Ver-
ordnungen Stellung, die die Interessen der Handwerksbetriebe betreffen. 
Gegenüber ihren Mitgliedern wird die Handwerkskammer Luxemburg um-
fassend auf den Gebieten Wirtschaft, Recht, Steuer, Soziales und Technik 
durch Rat und Hilfestellungen tätig. Zusätzlich wird auch Unterstützung im 
Bereich Umwelt und Energie, Computertechnik und Unternehmensgrün-
dung angeboten. 

Abgesehen von der Handwerkskammer existieren Handwerksförderungs-
stellen, die die Aufgabe haben, die Belange des Handwerks in fachlicher 
und wirtschaftlicher Hinsicht zu fördern. 
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Ähnlich wie in Deutschland sind die Angehörigen der einzelnen Berufe auf 
privater Basis in Landesfachverbänden organisiert. Diese wiederum sind im 
Zentralverband des Handwerks zusammengeschlossen. 

Niederlande 

In den Niederlanden wurden über einen langen Zeitraum die Interessen der 
kleinen und mittleren Unternehmen, zu deren Bereich auch das Handwerk 
zählt, durch zwei Verbände vertreten. Dies war zum einen der Königlich 
holländische Verband für kleine und mittlere Unternehmen (KNOV) und 
zum anderen der Christliche Verband holländischer Arbeitgeber (NCOV). 
Diese beiden Verbände haben sich zwischenzeitlich zu einem Verband, der 
„Koninklijke Vereniging MKV-Nederland“ zusammengeschlossen. Dieser 
Verband vertritt auf nationaler und europäischer Ebene die Interessen der 
KMU. 

Zielsetzung des Verbandes ist es, die Aus- und Weiterbildung, Instandhal-
tung und das Wachstum potentiell lebensfähiger KMU durch eine Politik zu 
fördern, die ein günstiges Klima für diesen Sektor schaffen will. Hierzu wird 
den Unternehmen Rat und Unterstützung z.B. auf den Gebieten Recht, 
Verwaltung, Marketingstrategien, Unternehmensgründung, Synergien, Um-
welt, Franchise, Computerisierung usw. angeboten. Zu diesem Zweck ver-
fügt der Verband in regionalen Büros über eigene Berater. 

Um ein möglichst günstiges Umfeld für KMU zu schaffen, hält der Verband 
regelmäßig Rücksprache mit der niederländischen Regierung, Mitgliedern 
des Parlaments und Beamten in verschiedenen Abteilungen - Aufgaben, 
die beispielsweise in Deutschland und Luxemburg die Handwerkskammern 
wahrnehmen. Als Dachverband wird der KMU-Verband von der niederlän-
dischen Regierung als Hauptansprechpartner auf sozialer und wirtschaft-
licher Ebene angesehen, und zwar sowohl in nationaler als auch regionaler 
Hinsicht.

Neben dem KMU-Verband gibt es weiter die Zentralwirtschaftsverbände für 
das Handwerk (HBA). Die Hauptaufgabe dieser Verbände besteht darin, die 
Gemeinschaftsinteressen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern im Hand-
werksgewerbe zu fördern. Die Aktivitäten des HBA werden über Pflichtbei-
träge der Handwerksbetriebe finanziert. 

Österreich 

Mit der Erlangung der Gewerbeberechtigung ist jeder Unternehmer Pflicht-
mitglied bei der örtlich zuständigen Wirtschaftskammer und der fachlich 
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entsprechenden Untergliederung wie Innungen, Gremien oder Fachgrup-
pen. Die Wirtschaftskammern sind öffentlich-rechtliche Körperschaften und 
vertreten die Interessen der ihr angehörigen Unternehmen und erbringen 
entsprechende Dienstleistungen ähnlich den entsprechenden Kammern in 
Deutschland.

Portugal 

Die Infrastruktur des Handwerks in Portugal ist nicht sehr ausgeprägt. Es 
existieren keine Handwerkskammern. Die kleinen und mittleren Unterneh-
men, deren Betriebsgegenstand handwerklicher Art ist, können Mitglied bei 
den Fachverbänden oder regionalen Industrie- und Handelskammern wer-
den, für die jedoch keine Pflichtmitgliedschaft besteht. 

Die Handwerker sind im allgemeinen zurückhaltend bezüglich einer Mit-
gliedschaft in einer Organisation. Dementsprechend haben sich nur einige 
wenige Handwerksvereinigungen herausgebildet. Die bestehenden Hand-
werksvereinigungen dienen als allgemeine Interessenvertretung und stellen 
verschiedene Dienstleistungen bereit.  

Schweden 

In Schweden existieren keine gesonderten Handwerksorganisationen. Die 
handwerklichen Berufe unterliegen als Klein- und Mittelindustrie der Verwal-
tung durch das Industrieministerium bzw. gehören den Industrieverbänden 
an. Hier gilt ebenso wie in anderen Ländern, dass vor diesem Hintergrund 
der volkswirtschaftliche Stellenwert und damit zusammenhängend der Ein-
fluss des Handwerks kaum der Rede wert ist. 

Spanien 

Die meisten Betriebe des Handwerks sind Mitglied der regionalen und sek-
toralen Gewerbeverbände und/oder spanischen Handelskammern für In-
dustrie und Schifffahrt. Die Confederación Española de la Pequeña y Medi-
ana Empresa (CEP y ME) ist die führende nationale Organisation der KMU 
und besteht aus über ganz Spanien verteilten regionalen Organisationen 
und Fachverbänden. 
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b) Wie ist das Kammerwesen, bzw. das System der Interessenvertre-
tung von Unternehmen in der Schweiz organisiert? 

Die Schweiz gehört zu den eingangs beschriebenen Ländern, in denen der 
Fokus beim Staatsverständnis auf die Ausübung hoheitlicher Gewalt gerich-
tet ist. Konsequenz ist zum einen, dass sich kein ausdifferenzierter 
Staatsaufbau, der etwa zwischen unmittelbarer und mittelbarer Staatsver-
waltung unterscheidet, entwickelt hat, auf der anderen Seite aber auch viele 
Entscheidungen, die etwa in Deutschland der Legislative oder der Exeku-
tive obliegen (z.B. politische Grundsatzentscheidungen, Richterwahl) einem 
basisdemokratischen Prozess unterliegen. 

So hat sich in der Schweiz weder für die freien Berufe noch für die einzel-
nen Wirtschaftssektoren eine Selbstverwaltung in Form von Kammern ent-
wickelt, die in der Rechtsform der Körperschaft des öffentlichen Rechts a-
giert. Es bestehen zwar Kammern (Industrie, Handel, Landwirtschaft), die 
jedoch privatrechtlich organisiert sind und für die keine Pflichtmitgliedschaft 
besteht.

Die Interessen des Handwerks werden auf Bundesebene in der Schweiz 
durch den Schweizerischen Gewerbeverband vertreten. Als Dachorganisa-
tion umfasst der Schweizerische Gewerbeverband eine Vielzahl eigenstän-
diger und unabhängiger gewerblicher Organisationen. Sie bilden gleichsam 
die vier Eckpfeiler, die das SGV-Gebilde tragen. Im einzelnen sind dies 25 
kantonale Gewerbeverbände, etwa 210 Berufsverbände, 45 Selbsthilfeinsti-
tutionen und 3 Anstalten der Gewerbeförderung. 

Die über 200 Berufs- und Branchenorganisationen befassen sich mit der 
Standespolitik ihrer Berufe, mit der branchenspezifischen, und nicht zuletzt 
auch mit der technischen Förderung ihrer mehrheitlich kleinen und mittleren 
Betriebe. Daneben sind sie ebenfalls für die sozialpartnerschaftlichen Be-
ziehungen zuständig und erfüllen die Aufgabe der Sicherstellung des 
Nachwuchses.  

Wie der SGV auf eidgenössischer Ebene fassen die kantonalen Gewerbe-
verbände - die erste Säule - in den Ständen das breite Spektrum der ge-
werblichen Wirtschaft zusammen und garantieren damit den überberuf-
lichen Schulterschluss. Sie wiederum stützen sich auf Hunderte von ört-
lichen Gewerbevereinen - die Basis der gewerblichen Organisation, die sich 
stark am föderalistischen Aufbau unseres Staates orientiert. 

Den dritten und vierten Eckpfeiler des SGV bilden einerseits die Selbsthilfe-
institutionen, andererseits die Organisationen zur Gewerbeförderung. Ge-
meinsam sind ihnen die konsequenten Anstrengungen, optimale Voraus-
setzungen zur Selbstbehauptung zu schaffen, damit möglichst viele gesun-
de und leistungsfähige Klein- und Mittelbetriebe erhalten bleiben oder neu 
entstehen können. Ein entscheidender Marktstein der Gewerbeförderung 
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wurde durch den SGV und seine Mitgliedorganisationen 1966 mit der 
Gründung des Schweizerischen Instituts für Unternehmerschulung im Ge-
werbe (SIU) gesetzt. Bürgschafts- und Finanzierungsgenossenschaften, 
Einkaufsorganisationen, Treuhandgesellschaften, Versicherungs- und Vor-
sorgeeinrichtungen sind weitere Beispiele für ein weitgefächertes System 
an gewerblichen Selbsthilfeinstitutionen, die Unternehmern und Führungs-
kräften eine breite Palette an Dienstleistungen anbieten.

c) Wie ist das Kammerwesen, bzw. das System der Interessenvertre-
tung von Unternehmen in Nordamerika organisiert? 

Von der Struktur her gilt für die Staaten Nordamerikas (Kanada, Vereinigte 
Staaten) das gleiche wie für die Schweiz. 

Eine öffentlich-rechtlich verfasste Interessenvertretung des Handwerks gibt 
es weder in Kanada noch in den USA. 

Die Belange des Handwerks werden weitgehend durch örtliche Vereinigun-
gen (oft als guild bezeichnet) vertreten. Einen bundesweiten Zusammen-
schluss der regionalen und örtlichen Verbände gibt es, soweit ersichtlich 
nicht.

Berlin, 5. Februar 2003 
Sz/I-260-20
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Anlage zu Antwort B1 

Marktzutrittsregelungen im Handwerk in den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union und Westeuropas 

Mitgliedstaat Rechtliche 
Grundlagen des 

Marktzutritts 

Gesetzliche 
Festlegung des 

Handwerks 

Zulassungs-
vorschriften 

Betroffene 
Handwerksberufe 

Handwerkskammern 

Deutschland Gewerbeordnung; 
Eintragung in die 
Handwerksrolle 

Gesetzlich definiert Großer 
Befähigungsnachweis

94 in Anlage A der 
Handwerksordnung 
aufgeführte Berufe 

Pflichtmitgliedschaft  
Aufgaben: Überwachung der 
Berufsausbildung; Erlass von 
Prüfungsvorschriften; 
Gutachtertätigkeit  

Niederlande Gewerbeordnung; 
Registrierung 
erforderlich 

Allgemeiner Konsens, 
was als Handwerk 
angesehen wird 

Zulassung nach 4 
Kategorien: 

kein Nachweis 
Nachweis 

allgemeiner 
Unternehmenskenntn
isse 

zusätzliche 
spezielle Kenntnisse 

zusätzliche 
branchenspezifische 
Kenntnisse 

Je nach Kategorie 
bestimmte Handwerke 

Pflichtmitgliedschaft 
Aufgaben:
Interessenvertretung; 
Ansprechpartner des 
Gesetzgebers; freiwillige 
Qualitätsstandards  

Großbritannien Gewerbefreiheit 
(Registrierung für 
KGs und einzelne 
Gewerbe) 

 Keine Festlegung Freier Marktzutritt Keine Keine Pflichtmitgliedschaft 
Aufgaben: Beratung; 
Interessenvertretung; freiwillige
Qualitätsstandards 

Frankreich Im allgemeinen 
Gewerbefreiheit; 
Registrierung 

Gesetzlich definiert über 
die Art der Tätigkeit  
< 10 Beschäftigte 

Freier Marktzutritt 
Ausnahmen: 
Sonderprüfungen, 
Nachweis praktischer 
Tätigkeit, 
Sondergenehmi-
gungen

Augenoptiker, Friseure, 
Kfz-Mechaniker 

Pflichtmitgliedschaft 
Aufgaben:
Interessenvertretung; 
Berufsausbildung; Beratung 

Spanien Freiwillige Eintragung 
ins 
Handwerksregister 
(steuerliche Vorteile) 

Klassifikation von 
Handwerksberufen 
< 6 Beschäftigte 

Nachweis über 
ausreichende 
technische Mittel; 
Kenntnis der 
Sicherheitsvorschrif-
ten; 
Berufsausbildungs-
nachweis 

Bestimmte 
Gefahrenhandwerke 

Keine Pflichtmitgliedschaft 
Aufgaben: Interessenvertretung

Irland Völlige 
Gewerbefreiheit 

Keine Festlegung Freier Marktzutritt Keine Keine Pflichtmitgliedschaft 
Aufgaben:
Interessenvertretung; 
Qualitätskontrollen; Aus- und 
Weiterbildung 

Italien Grundsätzlich 
Gewerbefreiheit 

Gesetzlich definiert Allgemein: freier 
Marktzutritt 
Ausnahmen: 
Befähigungsnachweis 
(entspricht der 
deutschen 
Gesellenprüfung) 

Friseure, Installateure Keine Pflichtmitgliedschaft  
Aufgaben: Interessenvertretung; 
Berufsausbildung; 
Beratung/Unterstützung 

Österreich Gewerbeordnung; 
Registrierung 

Gesetzlich definiert Meisterprüfung   oder 
Berufsausbildende 
Schule 

96 Handwerksberufe Pflichtmitgliedschaft Aufgaben:
Interessenvertretung; 
Beratungsleistungen 

Portugal Gewerbefreiheit; 
Registrierung 

Keine Festlegung Freier Marktzutritt Keine Handwerkskammern existieren 
nicht; Mitgliedschaft bei 
Industrie- und 
Handelskammern 

Dänemark Gewerbeordnung Keine Festlegung Allgemein: freier 
Marktzutritt 
Ausnahmen: 
Gesellenprüfung 
nach der Lehre 

Bestimmte 
Gefahrenhandwerke 

Keine Pflichtmitgliedschaft  
Aufgaben: Interessenvertretung

Belgien Gewerbeordnung; 
Registrierung 

Keine gesetzliche 
Festlegung; 
Abgrenzung nach 
allgemeinen Merkmalen 

Nachweis von Fach- 
und
Betriebskenntnissen 

23 Berufe Keine Pflichtmitgliedschaft 
Aufgaben:
Interessenvertretung; Beratung 
der Regierung 

Griechenland Grundsätzlich 
Gewerbefreiheit 

Keine Festlegung Allgemein: Freier 
Marktzutritt 
Ausnahmen: 
Betriebserlaubnis 

Bäcker; Getränkeabfüller, 
u. a.  

Keine Pflichtmitgliedschaft  
Aufgaben:
Interessenvertretung; 
Beratung/Unterstützung 
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Schweden Grundsätzlich 
Gewerbefreiheit 

Keine Festlegung Allgemein: freier 
Marktzutritt 
Ausnahmen: 
Meisterprüfung 

Elektro- und 
Sanitärhandwerk 

Handwerkskammern existieren 
nicht; handwerkliche Berufe 
gehören den 
Industrieverbänden an 

Finnland Grundsätzlich 
Gewerbefreiheit 

Keine Festlegung Allgemein: freier 
Marktzutritt 
Besondere 
Qualifikationen 

Gefahrenhandwerke Handwerkskammern     
existieren nicht: Interessen 
vertreten die 
Arbeitgeberverbände 

Luxemburg Gewerbeordnung; 
Registrierung 

Keine gesetzliche 
Festlegung 

Großer 
Befähigungsnachweis  
oder technischer 
Unterricht und 
Berufserfahrung 

Insgesamt 151 
Handwerksberufe und 
handwerksähnliche Berufe 

Pflichtmitgliedschaft 
Aufgaben: Ansprechpartner 
des Gesetzgebers; Einbindung 
in die Gesetzgebung 

Schweiz Grundsätzlich 
Gewerbefreiheit 

Keine Festlegung Allgemein: freier 
Marktzutritt 
Ausnahmen: 
Befähigungsnachweis

Gefahrenhandwerke 
(Elektro- und 
Installationsberufe) 

Berufsverbände statt 
Kammern; keine 
Pflichtmitgliedschaft  
Aufgaben: Mitwirkung an 
beruflicher Ausbildung 

Quelle: Monopolkommission


